
Streiks  gegen  die  Krise  in
Europa
Von Jonathan Frühling

Seit  Beginn der Pandemie Anfang 2020 sind 130 Millionen Menschen in
totale Armut abgerutscht. Die Inflation erhöht diese Zahl momentan noch
einmal massiv. Die Entwicklung umfasst nicht einzelne Länder und Branchen,
sondern den gesamten Planeten. Deshalb formiert sich überall Widerstand
von Menschen, die nicht hinnehmen wollen, dass sich die herrschende Klasse
ihrer Länder immer noch weiter bereichert. Beispielhaft soll hier genannt
werden,  dass  das  Vermögen  der  2755  Milliardär_Innen  in  der
Coronapandemie von 4 auf 12 Billionen US-$ gestiegen ist. Deshalb werden
momentan weltweit Abwehrkämpfe geführt, in denen die Arbeiter_Innen und
Bäuer_Innen versuchen zu verhindern, die Kosten der vielen Krisen zahlen zu
müssen.  Wir  haben  uns  für  euch  exemplarisch  Bewegungen  in  Europa
angeschaut und Gemeinsamkeiten und Unterschiede herausgearbeitet und
versuchen eine Perspektive zu formulieren.

Streiks Europaweit

Norwegen
In Norwegen streikten Anfang Juli  Arbeiter_Innen in der Gasindustrie für
mehr Lohn, sodass die Gasförderung auf drei Förderplattformen eingestellt
werden musste. Relevant war das auch für Deutschland, welches mehr als 30
% seines Gases aus Norwegen bezieht. Die Regierung schritt allerdings nur
wenige Stunden nach dem Ausbrechen des Streikes ein und brachte ihn vor
ein  Schlichtungsgremium,  was  nach  norwegischem  Recht  legal  ist.
Begründet  wurde  das  mit  den  Gasengpässen  in  Europa  und  dem Krieg
zwischen  Ukraine  und  Russland.  Die  Gewerkschaften  akzeptierten  diese
Entscheidung
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Deutschland
In  sechs  deutschen  Häfen  haben  die  Arbeiter_Innen  im  Juni  und  Juli
Warnstreiks  durchgeführt  und  damit  erreicht,  dass  Waren  nicht
umgeschlagen werden konnten. Die Gewerkschaft fordert 14% mehr Lohn in
einem Jahr, die Kapitalseite bot 12,5 % in zwei Jahren. Das Angebot liegt
damit  unter  der  Inflation  und  wird  von  der  Gewerkschaft  daher
richtigerweise  abgelehnt.

Die Kapitalseite denkt in Form von „Arbeitgeberpräsident“ Reiner Dulger
desweilen  laut  darüber  nach,  mit  Notstandsgesetzen  das  Streikrecht  zu
brechen. So könnte sichergestellt werden, dass die Industrie auf Kosten der
Lohnabhängigen ununterbrochen weiterläuft. Das wäre natürlich ein brutaler
Angriff auf ein langerkämpftes Streikrecht.

Spanien
Auch  in  Spanien  gibt  es  momentan  Streiks.  Hier  s ind  es  die
Kabinenarbeiter_Innen  der  Billig-Airlines  Easyjet  und  Ryanair,  die  der
Arbeiter_Innenklasse ein Beispiel geben. Beide Unternehmen sind für ihre
schlechten  Arbeitsbedingungen  bekannt.  Die  Streiks  haben  natürlich
Auswirkungen  in  ganz  Europa,  da  die  Airlines  ausschließlich
innereuropäische Flüge durchführen. Zudem kommt hinzu, dass die Branche
unter  Personalmangel  zu  kämpfen  hat,  welcher  auch  zum  Teil  auf  die
niedrigen Löhne zurückzuführen ist.

Großbritannien
Besondere Strahlkraft hatten die Eisenbahner_Innenstreiks der Gewerkschaft
RMT in  England Ende Juni  2022.  Es  waren mit  50.000 Streikenden die
größten Streiks  der  Branche seit  30 Jahren und brachten ca.  80 % des
Schienenverkehrs auf der Insel zum Stehen. Ziel ist es auch hier, für höhere
Löhne, Arbeitsplatzsicherheit und bessere Renten zu kämpfen, denn die Post-
Brexit  Gesellschaft  wird  von  Inflation  und  wirtschaftlichen  Problemen
besonders hart getroffen. Teile des Staatsapparates haben bereits gewarnt,
dass ein Erfolg der Bewegung die Arbeiter_Innenbewegung motivieren kann



ähnliche  Forderungen  in  anderen  Sektoren  zu  stellen.  Da  die  britische
Regierung gerade zerfällt,  ist  es  eine  besonders  gute  Situation,  um den
Druck zu erhöhen und weiter Sektoren der Klassen in den Kampf zu führen.

Schwächen der Streiks
Alle genannten Beispiele zeigen, dass es eine Schwäche der Streiks gibt, die
zu deren Scheitern oder  zumindest  zu für  die  Arbeiter_Innen schlechten
Abschlüssen führt. Überall verhandelt nicht die Arbeiter_Innenklasse selbst,
sondern  s te l l ver t re tend  e ine  bürokra t i sche  Sch icht  von
Gewerkschaftsfunktionär_Innen.  Diese  haben  aber  sowieso  einen  gut
bezahlten  und  recht  sicheren  Job,  weshalb  sie  vom  Interesse  der
Arbeiter_Innen losgelöst handeln. Ihnen geht es vor allem darum, ihre eigene
Stellung durch schnelle Schlichtungen und einen guten Draht zu Regierung
zu sichern, statt die Kämpfe zu eskalieren und so z.B. mehr Lohn für die
Arbeiter_Innen zu erkämpfen.

Deshalb  liegen  die  Lohnforderungen,  wenn  überhaupt,  knapp  über  dem
Inflationsausgleich, die Abschlüsse sogar meist darunter! Außerdem sind 1-3-
tägige Streiks, die oftmals sogar auf mehrere Wochen verteilt sind, nicht
genug,  um  den  Druck  wirklich  zu  erhöhen.  Diese  Taktik  ist  nur  dafür
geeignet, die Bewegung totlaufen zu lassen. Es braucht Forderungen von
mindestens 8-10 % mehr Lohn bei 12 Monaten Laufzeit. Diese Ziele können
aber nur umgesetzt werden, wenn es einen unbefristeten Streik gibt. Ein
kämpferisch  geführter  Streik  erhöht  außerdem  fast  automatisch  die
Mitgliederbasis  der Gewerkschaft.  Nur wenn sich die Arbeiter_Innen des
Streiks bemächtigen und selbst die Kontrolle darüber haben wann, wo und
wofür gestreikt wird und vor allem wann der Streik beendet wird, können sie
dem Kapital und der Regierung das Fürchten lehren.

Eine weitere Schwäche ist die Zersplitterung der Kämpfe. Der Grund, wieso
die  Regierungen  und  Kapitalist_Innen  hier  in  Europa  schnell  und
entschlossen gegen die Streiks vorgehen wollen, ist überall  derselbe: Die
Europäische Union und der gesamte Kapitalismus ist in einer Krise, in die
uns die Regierungen selbst geführt haben. Kürzlich wurde das durch ihre
wirtschaftlichen Angriffe gegen Russland z.B. mittels Sanktionen deutlich.



Grund genug für uns gemeinsam auch politische Forderungen aufzustellen,
um die Krise in unserem Sinne zu lösen. Damit ist z.B. das Abschaffen der
Sanktionen gemeint, die vor allem der Entflechtung und Stabilisierung der
europäischen  Wirtschaft  dienen  sollen  und  in  Russland  selber  eher  der
Arbeiter_Innenklasse als den Kapitalist_Innen schaden. Auch zur Zahlung der
Coronaschulden muss das Kapital zur Kasse gebeten werden. Statt Geld für
Rüstung brauchen wir Geld für Krankenhäuser, Schulen, Renten. Natürlich
muss die gesamte Infrastruktur dafür wieder in öffentliche Hand geführt
werden.

Dies  alles  sind  aber  politische  Forderungen,  die  nicht  in  nationalen
Tarifverhandlungen geklärt werden können. Die Arbeiter_Innenklasse muss
endlich wieder die politische Bühne betreten und beweisen, dass sie eine
gesamtgesellschaftliche Perspektive formulieren kann. Alle hier erwähnten
Bewegungen sind defensive  Abwehrkämpfe,  die  dafür  sorgen sollen,  den
Verfall  des  Lebensstandards  aufzuhalten.  Wir  müssen  aber  selbst  in  die
Offensive gehen. Oft wird argumentiert, dass in Zeiten von Krisen alle den
Gürtel  enger  schnallen  müssen.  Aber  gerade  jetzt  zeigt  sich,  wie
unbrauchbar  der  Kapitalismus  geworden  ist,  um  für  Wachstum  und
Wohlstand  zu  sorgen.  Wenn  sich  die  Kämpfe  verbinden  und  ausweiten
können wir uns, wie Marx es einst formulierte: „den ganzen alten Dreck vom
Hals schaffen.“

Der Kassenbon als Wahlzettel –
Was bringt der Konsumboykott?
von Jona Everdeen

Wer  von  Konsumboykott  spricht  meint  in  den  aller  meisten  Fällen  den
bewussten Verzicht einer Masse auf bestimmte
Produkte,  um  damit  Missstände  in  der  Produktion  zu  beheben  oder
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zumindest  anzugreifen.  Das  wohl  geläufigste  Beispiel  für  Konsumboykott
kommt aus  der  Tierrechtsbewegung,  deren  wichtigste  Kampfform es  ist,
Menschen davon zu überzeugen, dass der Konsum von tierischen Produkten
moralisch  verwerfl ich  ist  und  man  daher,  um  das  Leid  in  der
Massentierhaltung zu bekämpfen, aufhören sollte, Fleisch, Milch und Eier zu
essen.  Die  Logik  hinter  diesem  Aufruf  ist  relativ  simpel:  Der  eigene
Kassenbon sei eine Art Stimmzettel in der „Angebot-Nachfrage“-Ordnung des
Marktes,  die  als  Marktdemokratie  angesehen  wird,  in  der  die
Konsument_Innen bestimmen, was produziert wird. Die Idee ist,  dass der
bewusste  Verzicht  aller  auf  tierische  Produkte  dazu  führt,  dass  keine
tierischen  Produkte  mehr  produziert  werden  und  das  Tierleid  in  der
Massentierhaltung somit verschwindet. Doch was ist dran an dieser Idee?
Taugt sie als Massenkampfmittel und wenn ja, auch für andere Kämpfe, wie
zum Beispiel die Klimabewegung, deren Grünen-naher Flügel auf ähnliche
Mittel zur Bewältigung der Klimakrise setzt?

Das fehlende Gleichgewicht des Marktes

„Die Nachfrage bestimmt das Angebot!“ ist ein Argument, dass vor allem von
Liberalen genutzt wird, wenn sie von der Überlegenheit der Marktwirtschaft
schwadronieren  und  die  „Marktdemokratie“  als  Gegensatz  zur
„diktatorischen“ Planwirtschaft darstellen. Es ist somit ein Grundpfeiler der
neoliberalen Ideologie. Als Marxist_Innen haben wir eine
andere Einschätzung der Rolle von Angebot und Nachfrage. Die Produktion
liegt zeitlich wie logisch vor der Konsumtion, denn zuerst wird produziert
und dann konsumiert plus um zu konsumieren, muss produziert werden. Was
produziert  wird ,  ob l iegt  der  Wi l lkür  der  kapi ta l i s t i schen
Marktteilnehmer_Innen,  welche  auf  Basis  der  größtmöglichen
Profiterwartung produzieren. Dabei besteht definitiv ein Zusammenhang zur
Nachfrage, denn Produkte, die keinen realen Nutzen haben und die somit
niemand kaufen würde, werden nicht hergestellt. Jedoch gibt es hier zwei
Einschränkungen. Einerseits dass Nachfrage mit diversen Tricks künstlich
erzeugt werden kann, sei  es durch Werbung, die suggeriert,  man würde
bestimmte Produkte unbedingt zum Leben benötigen, durch Sonderangebot,
indem günstigere Preise die schwindende Nachfrage ausgleichen, oder auch



ganz einfach durch staatliche Regulierung. Ein gutes Beispiel für letzteres ist
der  Beschluss,  den  die  Milchlobby  im  Europaparlament  erst  kürzlich
durchsetzte und nach dem pflanzliche Milch nun nicht  mehr als  „Milch“
bezeichnet werden darf. Ziel dieses Manövers dürfte sein, die Nachfrage für
Milch  weiterhin  in  erster  Linie  auf  tierische  zu  lenken  und  damit  die
ökologischere,  gesündere  und  auch  in  ihrer  Produktion  günstigere
pflanzliche  Milch  aktiv  zu  sabotieren.  Andererseits  lässt  das  Bild,  das
Liberale  darstellen,  völlig  außer  Acht,  dass  es  einen  gigantischen
Unterschied in der Kaufkraft verschiedener gesellschaftlicher Schichten gibt
und  die  Produktion  selbstverständlich  nur  auf  kaufkräftige  Nachfrage
reagiert. In einer Klassengesellschaft, in der die reichsten 1% eine höhere
Kaufkraft haben als die ärmere Hälfte, besteht also das Problem, dass die
„Marktdemokratie“, selbst wenn man von einer entscheidenden Bestimmung
des  Angebots  durch  die  Nachfrage  ausgeht,  einem  massiv  ungleichen
„Zensuswahlrecht“ unterliegt und ein Multi-Millionär im Vergleich zu einer
Arbeiterin tausendmal mehr „Wahlzettel“ besitzt.

Und alle machen mit?

Der  Konsumboykott  setzt  nämlich  genau  dort  an,  wo  der  Einfluss  der
fortschrittlichen Klasse, des Proletariats, am geringsten ist: am Geldbeutel.
Das Proletariat als Klasse kann deswegen nicht das handelnde Subjekt für
den  Konsumboykott  sein,  zumindest  nicht  explizit.  Der  Logik  des
Konsumboykotts entsprechend wird nicht zwischen Klassen unterschieden,
im Gegenteil, denn alle Menschen konsumieren ja mehr oder weniger und es
wird  suggeriert,  jede_R  hätte  das  gleiche  Interesse,  unabhängig  der
Klassenzugehörigkeit. Alle Menschen hätten eine (moralisches) Interesse am
Ende des Tierleids, alle Menschen hätten ein (objektives) Interesse an der
Erhaltung des Planeten und alle Menschen hätten ein Interesse an einem
Ende der Ausbeutung von Menschen im globalen Süden.  Es wird jedoch
ausgeblendet, dass eben nicht alle Menschen das gleiche Interesse haben,
dass es eine herrschende Klasse gibt, die von der Ausbeutung der Menschen
im globalen Süden aktiv profitiert, die unter der Klimakrise deutlich weniger
zu leiden haben wird als das Proletariat und nach deren Logik Tiere eben nur
eine  Ressource,  ein  Mittel  zur  Profitmaximierung,  sind,  wie  Baumwolle,



Seltene Erden oder menschliche Arbeitskraft auch. Und diese herrschende
Klasse, in deren Privatbesitz sich nicht nur die Produktionsmittel befinden,
sondern deren Mitglieder auch in der angeblichen „Marktdemokratie“ per
Zensuswahlrecht exorbitant viel  mehr Stimmen haben als Arbeiter_Innen,
wird  von  Anhänger_Innen  des  Konsumboykotts  genauso  als  Subjekt
betrachtet  wie  die  unterdrückte  Klasse.

Zwar ist das Ziel des Konsumboykotts meist im Interesse der unterdrückten
Klasse, aber die unterdrückte Klasse hat, was finanzielle Mittel angeht, meist
keinen Spielraum, nach ihrem Gewissen ethisch zu konsumieren, sondern ist
darauf angewiesen, das zu nehmen, was der Geldbeutel eben hergibt. Wenn
das dann Fleisch aus Massentierhaltung ist oder T-Shirts, die von anderen,
noch  ärmeren,  Arbeiter_Innen  in  Bangladesch  oder  Indien  hergestellt
wurden, finden das die meisten Arbeiter_Innen vermutlich moralisch falsch,
haben aber keine andere Wahl als diese Produkte zu konsumieren, wenn sie
nicht  hungern und frieren  wollen,  weil  sie  nicht  das  nötige  Geld  haben
Biofleisch, vegane Ersatzprodukte oder Fairtrade-T-Shirts zu kaufen. Dabei
erweckt  der  moralistische  Aufruf  zum  Verzicht  auf  die  wenigen
Annehmlichkeiten, die man sich gerade so leisten kann, eher ein Gefühl von
Ohnmacht:  „Ich  kann  nicht  und  selbst,  wenn  ich  könnte,  bringt  es  mir
unmittelbar  nichts“.  Das  Proletariat  vereinzelt  sich  in  einzelne  kleine
Konsument_Innen und auch der Befreiungskampf selbst vereinzelt sich, denn
es kann keinen Konsumboykott gegen den Kapitalismus geben, sondern nur
gegen dieses oder jenes besonders problematische Produkt.

Kampf um Kontrolle

Dementsprechend kann der Konsumboykott selbst nur eine Randerscheinung
bleiben und ist nicht dazu in der Lage, eine gesellschaftliche Bewegung zu
entzünden.  Ein  Charakteristikum  von  wirkungsvollen  gesellschaftlichen
Bewegungen  ist  immer,  dass  sie  das  selbstbewusste  Interesse  einer
kämpfenden  Masse  artikulieren  und  diese  darin  bemächtigen.  Die
Vereinzelung und der Moralismus des Konsumboykotts sind genau dessen
Gegenteil.  Selbstverständlich  kann  der  Konsumboykott  am  Rande  einer
Bewegung eine gewisse Rolle spielen und ist absolut gesehen auch nicht
nutzlos, denn indirekt kann sich ja die Nachfrage auch auf die Produktion



auswirken. Man sollte den Opferwillen ehren und auch die allermeisten aus
unseren Reihen betreiben in irgendeine Richtung Konsumboykott, meist der
Verzicht auf (bestimmte) Tierprodukte. Es ist aber eine vor allem private
Angelegenheit  und  auf  keinen  Fall  Grundvoraussetzung  für  ein
fortschrittliches Bewusstsein. Die legitimen Interessen des Konsumboykotts
sollten  stattdessen  in  Form von  politischen  Forderungen  artikuliert  und
durch  eine  Bewegung  in  Schulen,  Unis,  Betrieben  und  auf  der  Straße
durchgesetzt werden. Eine Bewegung mit dem Ziel, dass tierisches Fleisch in
naher Zukunft vollständig durch Alternativen ersetzt werden, die günstiger,
ökologischer  und  frei  von  Tierleid  sind,  in  Höchstgeschwindigkeit
erneuerbare  Energien,  der  ÖPNV und  CO2-neutrale  Industrie  ausgebaut
werden und faire und gute Löhne für alle Arbeiter_Innen gezahlt werden.
Letzten Endes haben Arbeiter_Innen nämlich statt dem Geldbeutel ein viel
effektiveres Mittel, Veränderungen zu erzwingen, nämlich ihre Arbeitskraft.
Wenn  die  Arbeiter_Innen  in  der  Fleischindustrie  diese  niederlegen  und
bessere  Bedingungen  in  den  Fabriken  fordern  (und  gehören  bessere
Haltungsbedingungen  zwangsläufig  dazu),  werden  Tönnies  und  Co.
irgendwann  einlenken  müssen.  Wenn  die  Verkäufer_Innen  in
Kleidungsgeschäften sich mit ihren Kolleg_Innen in Bangladesch und Indien
international  zusammenschließen  und  gemeinsam die  Arbeit  niederlegen,
werden H&M und Co. keine Wahl haben, als bessere Arbeitsbedingungen
überall einzuführen. Und wenn schließlich das Proletariat die Schnauze voll
hat von Ausbeutung, Unterdrückung und voranschreitender Verelendung und
den  Kapitalismus  hinfort  fegt,  wird  eine  neu  entstandene  sozialistische
Planwirtschaft  in  der  Lage  sein,  all  unsere  legitimen  Interessen  in  der
Produktion nicht durch die scheindemokratische und machtlose Konsumtion
abzubilden,  sondern durch eine wahrhaft  demokratische Wirtschaft  unter
direkter  Kontrolle  der  Räte,  bei  der  alle  Menschen gleichberechtigt  und
direkt mitentscheiden können.



Migrantische  Arbeitskräfte  in
Deutschland:  Ausbeutung  mit
Tradition
von Sani Meier

Wir alle erinnern uns sicherlich noch an den Corona-Ausbruch im Werk des
Fleischproduzenten  Tönnies  im  Juni  2020.  Nachdem sich  dort  innerhalb
kürzester  Zeit  fast  1400  Angestellte  infiziert  hatten,  rückten  die
Arbeitsbedingungen  des
Konzerns  zunehmend  in  den  Fokus  der  Öffentlichkeit:  Die  meist  aus
Osteuropa (Rumänien, Bulgarien, Polen) stammenden Arbeitskräfte wurden
durch Subunternehmen beschäftigt,  wodurch es möglich wurde, deutsche
Standards wie den Mindestlohn zu umgehen und den internationalen Markt
mit  Billigfleisch  „Made  in  Germany“  zu  überschwemmen.  Diese
Subunternehmen locken Menschen mit  überzogenen Versprechungen von
hohen Löhnen, günstigen Unterkünften und geregelten Arbeitszeiten nach
Deutschland,  nur  um  sie  dann  für  überteuerte  Transporte  und
heruntergekommene Sammelunterkünfte zahlen zu lassen. Als Reaktion auf
diesen Skandal sind Werk- und Leiharbeitsverträge in der Fleischbranche
seit dem 1. Januar 2021 verboten, doch verbessert hat sich dadurch für die
Arbeiter_Innen nicht viel: Die Konzerne beschäftigen sie nun zwar direkt,
reduzierten aber dafür die Anzahl der Angestellten drastisch beim gleichen
Arbeitsaufwand, was die Belastung und den Druck nur weiter steigen ließ.
Die Fleischindustrie steht hierbei exemplarisch für ein rassistisches System
der  Ausbeutung  migrantischer  Arbeiter_Innen  in  Deutschland  mit
jahrzehntelanger  Tradition.

“Gastarbeiter_Innen”: Ausbeutung auf Zeit

Diese Tradition nimmt ihren Anfang durch den Mangel an Arbeitskräften in
der expandierenden Nachkriegswirtschaft der BRD in den 1960er Jahren.
Damals  schloss  die  Bundesregierung  Anwerbeabkommen  mit  Italien,
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Spanien, Griechenland, Türkei, Marokko, Portugal, Tunesien und Jugoslawien
ab.  Da  diese  Anwerbung  aber  keinen  dauerhaften  Aufenthalt  der
Arbeiter_Innen  in  Deutschland  vorsah,  bezeichnete  man  diese  als
„Gastarbeiter_Innen“. Diesen teilte man dann vor allem niedrig qualifizierte
Tätigkeiten  zu  und  ließ  sie  im  Akkord  am Fließband,  Baugewerbe  oder
Bergbau arbeiten und zahlte ihnen meist niedrigere Löhne als den deutschen
Kolleg_Innen. Da die sogenannten „Gastarbeiter_Innen“ sich nicht durch die
deutschen  Gewerkschaften  repräsentiert  und  inkludiert  fühlten  und  die
meisten  deutschen  Gewerkschaften  sie  auch  nicht  unterstützten,
organisierten  sie  sich  schließlich  unabhängig  von  diesen  gegen  die
rassistische  Benachteiligung  in  „wilden  Streiks“.  Im  Jahr  1973  streikten
mindestens 275.000 Arbeiter_Innen in rund 335 Betrieben. Auch heute, fast
50  Jahre  später,  ist  die  Einbindung migrantischer  (Leih-)  Arbeiter_Innen
immer noch eine große Baustelle für die Verbindung von Arbeitskämpfen,
und prekäre Beschäftigungsverhältnisse gehören zur grausamen Realität auf
dem deutschen Arbeitsmarkt.

Zeitarbeitsjob vs. Abschiebung

Heute werden migrantische Arbeiter_Innen gezielt durch Zeitarbeitsfirmen
angeworben, um in Bereichen wie der Landwirtschaft, dem Bauwesen oder
den Lieferdiensten möglichst kostengünstig zu arbeiten. Besonders Frauen
trifft  es  hier  hart,  da  diese  meist  als  Pflegekräfte  und  Haushaltshilfen
eingesetzt werden, also in einem Sektor, der ohnehin schon kaputt gespart
wurde,  und  dann  noch  zusätzlich  durch  Geschlecht  und  Herkunft
diskriminiert werden. Konzerne wie Amazon werben gezielt mit Stellen „ohne
erforderliche Deutschkenntnisse“:  Sie  nennen es  Vielfalt,  wir  rassistische
Ausbeutung. Laut einer Studie der Hans-Böckler-Stiftung steigt der Anteil an
Migrant_Innen  unter  den  Menschen,  die  trotz  Vollbeschäftigung
Geringverdiener_Innen sind, stetig an: Zwischen 2013 und 2020 hat er sich
sogar verdoppelt. Die Beschäftigung im Zeitarbeitsverhältnis bedeutet auch
eine  hohe  finanzielle  Unsicherheit  für  die  Arbeiter_Innen:  Die
Beschäftigungen sind immer befristet  und man kann nie  sicher  sein,  im
Anschluss eine neue Stelle zu erhalten oder muss dafür ständig den Standort
wechseln. Dass dieses Arbeitsverhältnis auch heute noch meist die Realität



für migrantische Arbeiter_Innen ist, zeigt auch, dass der deutsche Staat kein
Interesse  daran  hat,  diesen  Menschen  einen  dauerhaften  Aufenthalt  in
Deutschland zu ermöglichen. Ähnlich wie in den 1960ern soll man solange
bleiben, wie man wirtschaftlich verwertbar ist und danach wieder gehen.
Diese Logik zeigt sich besonders deutlich daran, dass man die wirtschaftlich
schwache Lage bestimmter Länder ausnutzt, um deren Arbeiter_Innen mit
minimal besseren Bedingungen nach Deutschland zu holen, diesen Menschen
aber in Asylverfahren das Bleiberecht verwehrt. Mit der Bezeichnung der
„Wirtschaftsflüchtlinge“ macht man seit 2016 klar, dass Menschen, die aus
wirtschaftlicher  Not  aus  ihrer  Heimat  fliehen,  keinen  Anspruch  aus
Sozialleistungen  haben  sollen  und  wieder  in  ihre  Herkunftsländer
abgeschoben  werden.  Dieselbe  wirtschaftliche  Not  nutzt  man  dann  aber
gerne wieder aus, um die Menschen unter untragbaren Bedingungen auf
deutschen  Erdbeerfeldern  arbeiten  zu  lassen.  Menschen  aus  Rumänien,
Polen und Italien bilden momentan den größten Anteil  an migrantischen
Arbeitskräften in Deutschland, während diese Länder gleichzeitig in den Top
10 der Zielstaaten deutscher Abschiebungen sind. Im Kampf gegen diese
Verhältnisse haben es migrantische Arbeiter_Innen auch immer noch schwer.
Viele sozialchauvinistische Gewerkschaften sind in Leiharbeitsbranchen nicht
vertreten,  weil  sie  der  Meinung  sind  nur  für  deutsche  Arbeiter_Innen
zuständig zu sein. Gleichzeitig kümmern sich auch die Gewerkschaften der
Herkunftsländer nicht um die Leiharbeiter_Innen in Deutschland, immerhin
haben sie  auch gar  keine Verhandlungsmacht  gegenüber dem deutschen
Staat.
Auch  nicht  Deutsche  mit  Migrationshintergrund  werden  immer  noch  in
Gewerkschaften  diskriminiert,  und  arbeiten  oft  in  schlecht  bezahlten
Branchen  mit  sehr  wenig  gewerkschaftlicher  Organisierung.  Auch  heute
noch ist der Kampf gegen solche Arbeitsverhältnisse nur im „wilden Streik“
möglich.  Am  Ende  des  Tages  entscheidet  also  das  Interesse  der
Kapitalist_Innen darüber, wer auf dem deutschen Arbeitsmarkt besonders
hart  ausgebeutet  wird,  denn  nur  sie  profitieren  davon,  indem  sie  ihre
G e w i n n e  d u r c h  d i e  E i n s p a r u n g  v o n  L o h n k o s t e n  u n d
Arbeitssicherheitsmaßnahmen maximieren. Zudem wird immer wieder durch
rassistische  Vorurteile  versucht,  die  Arbeiter_Innen  gegeneinander
auszuspielen.  Wir aber lassen uns als  internationale Arbeiter_Innenklasse



nicht  spalten  und  stehen  solidarisch  mit  den  Ausgebeuteten  und
Unterdrückten  aller  Länder,  um  unseren  gemeinsamen  Feind,  den
Kapitalismus  zu  überwinden…

..und fordern deshalb schon jetzt:

Tarifverträge  in  allen  Branchen!  Gegen ungleiche  Bezahlung und
rassistische und sexistische Diskriminierung im Betrieb – Gleiches
Geld für gleiche Arbeit!

Für ordentlichen Arbeitsschutz und das Einhalten von Verträgen, in
bisherigen Leiharbeitsbranchen, stärkere Kontrolle dessen!

Gewerkschaften  müssen  die  Organisierung  migrantischer
Arbeiter_Innen (vor allem Leiharbeiter_Innen) gezielt angehen
und deren Interessen vertreten! Für einen internationalen Kampf der
Arbeiter_Innenklasse!

Schluss mit Zeitarbeitsverhältnissen, befristeten Verträgen & Co!

Keine weiteren Abschiebungen – Staatsbürger_Innenrechte für Alle

Mit dem Streik zum politischen
Streikrecht!
von Flo Schwerdtfeger

Auch wenn der 1. Mai heute nicht mehr der große Streiktag ist, der er mal
war, hat das Recht, politisch zu streiken nicht an Relevanz verloren. Was das
bedeutet und wie wir es zurück erkämpfen, erfahrt ihr in diesem Artikel: Wir
haben uns schon in der letzten Ausgabe der Zeitung mit dem Thema des
politischen Streiks beschäftigt. Damals noch in der Verbindung der Streiks
des  Krankenhauspersonals,  der  Gorillas-Lieferfahrer_Innen  und  des
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Bahnpersonals,
welche alle, relativ zeitgleich Ende letzten Jahres stattfanden.
Diese  Streiks  zielten  in  erster  Linie  auf  die  Verbesserung  der
Arbeitsbedingungen  ab,  wie  z.B.  bessere  Bezahlung,  unter
anderem um sich an die Inlation anzupassen. Darüber hinaus ging es aber
auch um Forderungen, die nicht nur von den
Arbeitgeber_Innen  umgesetzt  werden  können.  Im  Fal le  des
Krankenhauspersonals ging es auch um die Schaffung neuer Arbeitsplätze,
um  langfristig  Entlastung  in  der  angespannten  Lage  im  Plegesektor  zu
schaffen.  Die  Gorillas-Fahrer_Innen  sprachen  sich  ihrerseits  für  mehr
Arbeitsschutz aus, um nicht mit schlechter Technik bei schlechtem Wetter ihr
Leben  riskieren  zu  müssen.  Diese  Forderungen  können  zwar  von  den
Arbeitgeber_Innen erfüllt werden jedoch nur wenn diese das auch wollen,
und niemand kann sie so einfach dazu zwingen, deswegen wäre es besser
eine politische Verankerung, die Arbeitsschutz oder ausreichendes Personal
zur Plicht macht, zu erkämpfen.
Wenn wir nun den Blick in die Gegenwart richten, wird der politische Streik
immer wichtiger. Er könnte der einzige wirkungsvolle Weg sein, den Krieg
Russlands gegen die Ukraine zu beenden. Er kann aber auch die Lösung sein,
wie wir es schaffen, die Klimabewegung zum Sieg zu führen.

Was ist ein politischer Streik?

Wenn von einem Streik geredet wird, wird damit meist der Arbeitskampf der
Arbeiter_Innen  eines  einzelnen  Unternehmens  gemeint.  Bei  dieser
Aktionsform  ist  das  Ziel,  durch  das  Niederlegen  der  Arbeit  bessere
Arbeitsbedingungen  zu  erkämpfen,  beispielsweise  bessere  Gehälter,
Arbeitsschutzmaßnahmen und weitere Dinge, die zwischen Arbeiter_Innen
und  Bourgeoisie  direkt  ausgehandelt  werden  können.  Dabei  ist  das
Druckmittel  die  ausbleibenden  Gewinne  des  Unternehmens,  da  nichts
produziert wird, und somit auch kein Mehrwert generiert werden kann. Es
gibt  aber  auch,  wie  bereits  erwähnt,  den politischen Streik.  Dieser  zielt
darauf ab, auch durch das Anhalten der
Arbeit,  Forderungen gegenüber der  Regierung umzusetzen bzw.  diese in
ihrem Handeln zu blockieren. In Deutschland



liegt das größte Beispiel dafür in dem Generalstreik, der als Folge auf den
Kapp-Putsch geführt wurde. 1920 kam
es zu einem Putsch-Versuch gegen die Weimarer Republik durch reaktionäre
Militärs. Dieser wurde mitunter durch die
streikende Bevölkerung beendet und abgewehrt, indem sich Arbeiter_Innen
bewaffneten und zwischenzeitlich 300.000 von ihnen im Ruhrgebiet in den
Streik traten.  Ziel  eines solchen Streiks kann es also sein,  die Politik in
Handlungszwang zu versetzen. Um bei den oben genannten Beispielen zu
bleiben,  kann  so  z.B.  die  Arbeiter_Innenklasse  gemeinsam  mit  den
Soldat_Innen einen Krieg beenden. Während die Soldat_Innen den Kampf an
der Front nicht weiterführen, werden in der Heimat auch keine Güter und
Waffen mehr für den Krieg produziert. Gemeinsam wird so auch enormer
Druck  auf  die  Regierung  aufgebaut,  die  ohne  die  Unterstützung  der
Bevölkerung  den  Krieg  so  gut  wie  gar  nicht  weiterführen  könnte.

Warum tun wir das dann nicht einfach?

In Deutschland ist der politische Streik jedoch problematisch, da er als illegal
gilt. Grund dafür ist, dass dadurch ein Erzwingungsstreik verhindert werden
soll. Wie der Name schon sagt, ist das Ziel der Aktionsform, durch den Streik
eine
politische Forderung der Streikenden zu erzwingen. Daneben gibt es aber
auch den Demonstrationsstreik. Bei diesem wird die Arbeit niedergelegt, um
an Demonstrationen teilzunehmen, sie durchzuführen und so auf politische
Forderungen  aufmerksam  zu  machen.  Dabei  bleibt  es  aber  bei  dem
Demonstrationsstreik – es wird nicht versucht, die Forderungen durch die
Aktionsform umzusetzen.
Grundlage  für  das  Verbot  des  Erzwingungsstreiks  ist  die  Auslegung der
parlamentarischen Demokratie. In dieser kann
der demokratische Wille nur in den verschiedenen Wahlen, von Bundestags-
bis Kommunalwahlen und den wenigen anderen Möglichkeiten wie Petitionen
oder Bürgerbeteiligungen kundgetan werden. Daraus folgt auch, dass das
Verbot  des  Streiks  die  „Erpressbarkeit“  des  Staates  vermeiden  soll.  Ein
Streik  würde  dieses  Selbstverständnis  brechen  und  es  ermöglichen,
thematisch  und zeitlich  direkter  auf  den Staat  einzuwirken.  Dies  ist  ein



absurdes Argument, wenn man sich die massive Korruption/Lobbyismus und
damit  die  direkte  Einlussnahme der  Kapitalist_Innenklasse  auf  den Staat
ansieht.
Schaut man auf einige Branchen zeigt sich auch sehr schnell, wie schwer ein
Streik der Arbeiter_Innen in dieser Branchen das gesellschaftliche Leben
zum Stehen bringen könnte: Die Streiks des Bahnpersonals beweisen das
immer
wieder, aber auch ein Streik der Lehrer_Innen hätte drastische Folgen, man
denke nur an die Aufgeschmissenheit
während der Phasen des Homeschoolings. Und dabei wurden die Kinder noch
teilweise betreut, das wäre bei einem Streik vielleicht nur noch sporadisch
möglich. Und das sind nur einzelne Gruppen, die streiken. Bei einem
politischen Streik vernetzen sich die Arbeiter_Innen verschiedener Bereiche
ja meist für übergeordnete Ziele. So
können sie im Idealfall auch nicht gegeneinander ausgespielt werden, wie es
bei jedem Bahnstreik der Fall ist.
Ein anderes Problem welches in dem Zusammenhang mit dem politischen
und  gewerkschaftlichen  Streik  zusammenhängt,  ist  die  Untrennbarkeit
beider  Formen.  Politische  Streiks  wirken  sich  auch  immer  auf  die
Unternehmer aus,  es  gehört  schließlich auch zu dieser Aktionsform. Der
gewerkschaftliche  Streik  wirkt  sich  ebenfalls  bei  langer  Laufzeit  auf  die
Politik  aus,  da  sie  in  gewisser  Weise  immer  als  Vermittler  zwischen
Proletariat und Bourgeoisie wirken soll (natürlich nur soweit die Grundsätze
der  Herrschaft  des  Kapitals  (ihre  Besitzverhältnisse)  nicht  angegriffen
werden,  und mit  dem Ziel  den Klassenkampf zu mildern),  aus den vorig
erklärten Auswirkungen auf die restliche Gesellschaft.

Politische Selbstbestimmung der Arbeiter_Innen statt Illegalisierung!

Es ist ein weiterer Ausdruck der Arbeiter_Innenfeindlichkeit, wie mit dem
Streikrecht  umgegangen wird:  So wenig wie möglich werden Rechte für
Arbeiter_Innen eingeräumt. Der politische Streik ist verboten und mit der
deutschen  Demokratie  nicht  vereinbar.  Sollte  er  doch  durch  die
Meinungsfreiheit  gedeckt  sein,  kann  es  immer  noch  zu  Problemen
mit  dem  Arbeitgeber_Innen  kommen.  Gewerkschaftliche  bzw.  tariliche



Streiks  sind  nur  nach  Ablauf  der  Tarifrunden
möglich  und können so  auch von Arbeitgeber_Innen stark  eingeschränkt
werden.
Wir sehen an diesem Beispiel aber auch, wie wenig Einluss von uns auf die
parlamentarische Demokratie genommen
werden  kann  und  wie  starr  sie  ist.  Wir  müssen  also  weiterhin  für  ein
politisches  Streikrecht  eintreten,  als  erste  Form  uns  Gehör  in  dem
derzeitigen System zu verschaffen. Wir müssen langfristig aber auch für die
Ersetzung  der  parlamentarischen  Demokratie  durch  die  Rätedemokratie
eintreten, in der jede Person, dort wo sie lebt,
arbeitet  und lernt organisiert  ist  und sich politisch einbringt.  Und damit
kommen wir auch wieder zu der Überschrift
zurück: Diese Ziele wird uns die Bourgeoisie nicht schenken, wir müssen sie
uns selber erkämpfen, eben mit dem politischen Streik!

Gegen die Illegalisierung politischer Streiks!

Für eine proletarische Antikriegsbewegung, in der
Arbeiter_Innen, Soldat_Innen & Jugendliche gemeinsam
gegen die Kriege der Bourgeoisie streiken &
kämpfen!

Für Streiks am 1. Mai gegen die aktuellen politischen
Fehler, wie Aufrüstung und schlechte
Klimapolitik, statt Bier-Trinken und sich selbst
feiern (von Gewerkschaften, und Linker, sowie
SPD)

Grundlagen  des  Marxismus:

https://onesolutionrevolution.de/grundlagen-des-marxismus-warum-gibt-es-immer-noch-krieg/


Warum  gibt  es  immer  noch
Krieg?
von Felix Ruga

Mit dem Überfall der russischen Armee auf die Ukraine hat wirklich kaum
jemand  gerechnet.  Alle  dachten,  dass  Putin  niemals  so  „verrückt“  sein
könnte, wirklich eine offene Aggression zu starten. Und trotzdem kam sie
dann  und  seitdem  sind  sich  alle  einig  –  von  der  Bildzeitung  bis  zur
Bundesregierung -, dass das die Einzeltat eines Verrückten sei, der zu Fall
gebracht gehört, dann wird es wieder Frieden in Europa geben. Es ist klar,
dass  Marxist_Innen  widersprechen  müssen,  wenn  große  historische
Zusammenhänge mit dem Charakter großer Männer erklärt werden, denn
wir in den die Ursachen im System. Das wurde in dem Fall  genauer in
unseren anderen Artikeln zum Thema erklärt, aber der jahrelange Konflikt in
der  Ukraine  geht  zweifelsohne  um  die  Frage,  welcher  Machtblock  den
größten Einfluss in der Ukraine haben soll: Russland oder die NATO? Und da
stellt sich nun die Frage:

Warum gibt es überhaupt Einflusssphären?

Dass die Welt in Einflusssphären eingeteilt wird, ist nichts, was erst mit dem
Kapitalismus  entstanden  ist.  Mit  Einflusssphären  meint  man Länder,  die
wirtschaftlich oder politisch von anderen, stärkeren Ländern abhängig oder
sogar  gelenkt  sind.  Das  gab  es  auch  schon  in  vorkapitalistischen
Gesellschaften.  Im  Kapitalismus  hat  dies  die  Form  der  Kolonialisierung
angenommen, bei der die Länder Lateinamerikas, Afrikas und Teilen Asiens
den Kolonialreichen angeschlossen und dann ausgebeutet wurden. Nach dem
2. Weltkrieg ist die Form der Vollkolonien verloren gegangen und stattdessen
überwiegt jetzt die Halbkolonie.

„Halbkolonie“, weil sie formal-politisch unabhängig ist, aber dennoch durch
die  wirtschaftliche Abhängigkeit  von einem oder  mehreren Ländern eine
Kolonie ist, also auch politisch hörig.
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Gegen Ende des 19. Jahrhunderts veränderte sich etwas Fundamentales im
Kolonialsystem  und  die  Arbeiter_Innenbewegung  entwarf  die
Imperialismustheorien,  um  dies  zu  beschreiben.  Diese  besagt,  dass  der
Kapitalismus seinen eigentlichen Zweck erfüllt hat, die Welt in ein globales
System zu integrieren, denn dieses System ist nun hergestellt. Die gesamte
Welt ist mittlerweile in Großmächte und abhängige Länder aufgeteilt und
diese Abhängigkeit ist immer wichtiger geworden, weil das Kapital in den
imperialistischen Nationen nicht mehr genug Absatz findet und nun auch in
die schwächeren Länder anlegt.

Da  die  imperialistischen  Nationalstaaten  vor  Allem  die  Interessen  ihrer
nationalen kapitalistischen Klasse vertreten, müssen sie stets bestrebt sein,
ein  möglichst  effizientes  imperialistisches  System  aus  Halbkolonien
aufzubauen,  denn  je  effizienter  dieses  ist,  desto  größere  wirtschaftliche
Potentiale  hat  man.  Das  bedeutet  nicht  unbedingt,  dass  es  dabei  immer
ausschließlich  darum  geht,  wirtschaftlich  relevante  Einflusssphären  zu
behaupten.  Bei  manchen  Ländern  geht  es  mehr  um  „geostrategische“
Gründe, also dass sie militärisch gut liegen, eine konkurrierende Macht in
der  Ausbreitung  blockieren  oder  andernfalls  eine  Gefahr  für  das  eigene
imperialistische System darstellen würden.

Und warum kommt es zu Eskalationen?

Oft  bedeutet  „gute“  imperialistische  Politik  die  Ausweitung  der  eigenen
Einflusssphäre. Dies entspricht im imperialistischen Zeitalter, andere Mächte
zu  verdrängen.  Bei  Halbkolonien  nimmt  das  meist  zunächst  die  Form
erhöhter wirtschaftlicher Aktivitäten ein. Mit guten Preisen oder günstigen
Investitionen möchte  man Teile  des  Marktes  in  der  Halbkolonie  an  sich
reißen. Ab einem gewissen Punkt kann man die wachsende wirtschaftliche
Abhängigkeit  dazu  ausnutzen,  an  die  Halbkolonie  auch  politische
Forderungen  zu  stellen.  Wenn  sich  die  Halbkolonie  nun  dagegen  wehrt
können auch ganz schnell  Sanktionen oder Wirtschaftsblockaden erhoben
werden,  oder  reaktionäre  Putschbewegungen  unterstützt.  Oder  eine
Großmacht  geht  mit  dem  Brecheisen  vor  und  marschiert  direkt  ein.

Dieses  Verdrängen  der  alten  Macht  ist  selbstverständlich  eine  heftige



Provokation.  Wenn  diese  unbeantwortet  bleibt  und  damit  die  Eskalation
einseitig nicht mitgetragen wird, dann bedeutet das auf kurz oder lang, dass
die alte Macht ihre Position verliert. Dadurch gibt es einen Zwang, in der
imperialistischen  Weltpolitik  Eskalationen  mitzugehen,  denn  jede
Großmacht, die das nicht tut, ist bald keine Großmacht mehr. Diese Konlikte
werden  nur  im  Extremfall  mit  unmittelbarer  militärischer  Gewalt
ausgetragen.  Politische  Isolation,

wirtschaftliche Sanktionen oder militärische Drohkulissen gehen dem meist
voraus und gehören zum gleichen imperialistischen Werkzeugkasten wie der
Krieg.  Daher  auch  der  bekannte  Ausspruch  „Der  Krieg  ist  eine  bloße
Fortsetzung  der  Politik  mit  anderen  Mitteln“.  Und  solange  es  die
imperialistische Konkurrenz gibt, solange wird es auch immer die Gefahr von
Krieg geben.

Was machen wir dagegen?

Ein  wirkungsvoller  Widerstand  gegen  den  Krieg  darf  nicht  beim bloßen
Pazifismus stehenbleiben.  Einfach nur  gegen Krieg zu sein,  reicht  leider
nicht.  Wir  müssen das System,  das  den Krieg hervorbringt,  überwinden.
Deswegen benötigt eine Friedensbewegung eine klare antiimperialistische
Haltung, die sich in innerimperialistischen Konflikten auf keine der beiden
Seiten stellt, auch wenn die eine Seite aggressiver oder böser wirkt. Wir
müssen  uns  gegen  das  gesamte  imperialistische  System aufstellen!  Und
dafür nehmen wir eine internationalistische Perspektive ein und wollen uns
mit  den  Arbeiter_Innen-  und  Friedensbewegungen  anderer  Länder
verbünden, wobei jede zunächst den eigenen imperialistischen Nationalstaat
zum Hauptfeind nimmt, um nicht gegeneinander ausgespielt zu werden.

Allerdings verteidigen wir immer das Selbstbestimmungsrecht unterdrückter
Völker und von Halbkolonien. Wenn wir gemeinsam ein neues, sozialistisches
Weltsystem erkämpfen, dann können wir den Krieg auch endgültig beenden!

Daher fordern wir:

Für den Aufbau einer internationalen Antikriegsbewegung gegen den
Kapitalismus  als  Kriegsursache  aus  Arbeiter_Innen  und



Unterdrückten

Gegen imperialistische Aufrüstung und Militärbündnisse wie NATO
oder OVKS

Für  das  Selbstbestimmungsrecht  aller  Völker  und  unterdrückten
Halbkolonien

Antikriegsbewegung aufbauen –
aber wie?
Jaqueline Katherina Singh

Seit der Invasion des russischen Imperialismus in die Ukraine hört man öfter
das Wort „Zeitenwende“, denn der Krieg hat eine neue eine neue Phase der
Weltpolitik  eingeläutet.  Millionen  Menschen  sind  bisher  zur  Flucht
gezwungen worden, Tausende sind der Kriegsführung zum Opfer gefallen
und Unzählige werden noch folgen.  Das wirft  Fragen auf,  die  sich viele
deswegen stellen: Wie kann das Morden gestoppt werden? Wie kann Frieden
hergestellt werden? Diese Fragen haben sich auch die Millionen Menschen
gestellt, die ihre Solidarität mit den Menschen in der Ukraine Woche für
Woche auf die Straße tragen. In unserem Artikel wollen wir beleuchten, auf
welcher Grundlage eine Antikriegsbewegung erfolgreich sein kann und wie
wir sie aufbauen können.

Was ist Krieg?

Bevor wir uns jedoch konkreten Forderungen widmen, brauchen wir jedoch
das  Verständnis,  dass  Kriege  ein  Ergebnis  von  Klassengegensätzen  im
Kapitalismus sind und nicht nur durch machtpolitische Kalküle entstehen
oder von „verrückten Diktatoren“ gemacht werden.  Auf  den ersten Blick
wirkt  Krieg  wie  etwas  Vermeidbares.  Da  im  Kapitalismus  jedoch  alle
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Kapitalfraktionen weltweit in Konkurrenz zueinander stehen und immer mehr
Profite akkumulieren müssen, während die Ressourcen der Welt aber endlich
sind, kommt es immer wieder zu der Situation, dass sich die Nationalstaaten,
die hinter den jeweiligen Kapitalfraktionen stehen, darum bekriegen, wer das
größere Stück vom Kuchen abbekommt.

Was bedeutet das konkret?

Anders ist es auch nicht im Falle der Ukraine wie wir an anderer Stelle in
dieser Zeitung ausführlich beschrieben haben. Sagt man in diesem Krieg
zwischen verschiedenen imperialistischen Blöcken jetzt nur „Hände weg von
der Ukraine“ – wie bei dem großen Protesten Ende Februar – und sonst
nichts,  blendet  man  die  strukturellen  Gründe  aus,  die  zu  diesem Krieg
geführt haben. Aber auch reiner Pazifismus á la „Legt doch einfach alle die
Waffen  nieder!“  kann  nicht  die  Grundlage  einer  internationalistischen
Antikriegsbewegung  sein,  weil  auch  dieser  nicht  die  Wurzel  des  Problems
angreift und deswegen praktisch recht wenig bringt. Historisch ist leider
auch  oft  geschehen,  dass  sich  die  überzeugtesten  Pazifist_innen  in  der
Konfrontation  der  eigenen  herrschenden  Klasse  anbiedern  und  im
schlimmsten Fall zu Kriegsbefürworter_innen werden. Das kann man nicht
nur bei ehemaligen Pazifist:innen aus der SPD und den Grünen sehen, die
jetzt  100 Milliarden für  die  Bundeswehr durchgewunken haben,  sondern
auch  bei  den  NGOs,  den  Gewerkschaftsführungen  und  den  Spitzen  der
Linkspartei,  die allesamt die Wirtschaftssanktionen akzeptieren. Das lässt
uns mit der Frage zurück: Was müssen stattdessen die Grundlagen einer
Antikriegsbewegung sein?
Kernforderungen sind:

1.  Der  Hauptfeind  steht  im  eigenen  Land!  Klassenkampf  statt
nationaler  Einheit!

Deutschland und der Westen verteidigen nicht das Selbstbestimmungsrecht
der  Ukraine,  sondern  verfolgen  vielmehr  das  Ziel,  Russland  als
imperialistischen Konkurrenten auszuschalten und die Ukraine dauerhaft zu
ihrer Halbkolonie zu machen. Die Behauptung, dass es den herrschenden
Klassen  Deutschlands  oder  seiner  NATO-Verbündeten  um  einen  Kampf



zwischen Demokratie und Diktatur, zwischen Willkür und Menschenrechten
ginge, ist eine Lüge. Sie soll nur die Bevölkerung auf Aufrüstung, NATO-
Expansion nach Osten, Unterstützung der Sanktionen und ggf. ein direktes
militärisches Eingreifen ideologisch vorbereiten und einstimmen. Deswegen
ist  es  wichtig,  dass  wir  hierzulande  nicht  zu  den  deutschen  Interessen
schweigen, sondern klar sagen:

•Nein  zu  jeder  NATO-Intervention!  Gegen  alle  Sanktionen,  Aufrüstung,
NATO-Truppenverlagerungen  und  Waffenlieferungen!  Gegen  NATO-
Ausweitung,  sofortiger  Austritt  aus  der  NATO!

2. Keinen Cent für den deutschen Imperialismus! Wir zahlen nicht für
den Krieg!

Dem neuen militärischen Kurs  und der  „Zeitenwende“ eines  Olaf  Scholz
sollen wir nicht nur zustimmen, sondern auch noch dafür zahlen. Die 100 000
000 000 Euro für die Bundeswehr sind dabei nur die Spitze des Eisbergs. Es
kommen  steigende  Preise  infolge  der  Sanktionen,  die  schon  jetzt  beim
Einkaufen deutlich zu spüren sind. Folgen können Sozialabbau, Kürzungen
und  Steuererhöhungen  sein,  um  die  Aufrüstung  der  Bundeswehr  zu
finanzieren.

•Keinen Cent für die imperialistische Politik, für die Bundeswehr! Nein zum
100-Milliarden-Programm der Ampel-Koalition!
•Die  Kosten  der  Preissteigerung  müssen  die  Herrschenden  zahlen!  Wir
wollen weder hungern, noch frieren für ihren Krieg!
•Enteignung  des  Energiesektors  und  anderer  Preistreiber_innen  unter
Arbeiter_innenkontrolle!  Übernahme  gestiegener  Lebenshaltungskosten  der
Arbeiter_innenklasse,  der  Rentner_innen,  von  Erwerbslosen  durch
Besteuerung  des  Kapitals!
•Keine Profite mit dem Morden: Verstaatlichung der Rüstungsindustrie und
Umwandlung  in  z.B.  die  Produktion  von  Beatmungsgeräten  unter
Arbeiter_innenkontrolle!

3.  Nein  zu  Putins  Angriffskrieg!  Solidarität  mit  der  ukrainischen
Bevölkerung und Antikriegsbewegung in Russland!



Eine Antikriegsbewegung, die diesen Namen verdient, muss die Invasion in
der  Ukraine  verurteilen,  den  sofortigen  Abzug  der  Truppen  und  die
Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts der Ukraine fordern (genauso
wie von der Ukraine jenes der Krim und des Donbass zu verlangen ist). Eine
Bewegung, die glaubwürdig gegen die Politik der NATO-Mächte kämpfen
will, darf zum russischen Imperialismus nicht schweigen. Gleichzeitig dürfen
wir die Kräfte in Russland, die gegen den Krieg kämpfen, nicht isolieren,
sondern sollten sie unterstützen.

•Sofortiger Abzug der russischen Armee! Solidarität mit der ukrainischen
Bevölkerung, Anerkennung ihres Rechts auf Selbstverteidigung gegen die
Invasion!
•Solidarität  mit  der  Antikriegsbewegung und  der  Arbeiter:innenklasse  in
Russland;  Verbreitung  der  Aktionen  gegen  den  Krieg;  Freilassung  aller
Festgenommen!
•Aufnahme aller Geflüchteten, Bleibe- und Staatsbürger_innenrechte für alle
–  finanziert  durch  den  Staat;  Integration  der  Geflüchteten  in  den
Arbeitsmarkt,  Aufnahme  in  die  Gewerkschaften!

4. Politischer Massenstreik und Massendemonstrationen gegen jede
direkte NATO-Intervention!

Sollten die NATO-Länder zu einer direkten militärischen Intervention z. B.
durch  die  Errichtung  von  Flugverbotszonen  schreiten,  muss  die
Arbeiter_innenklasse unmittelbar gegen diese Eskalation mobilisiert werden,
um mit einem politischen Streik bis hin zum Generalstreik die gefährliche
Katastrophe zu verhindern und die Kriegstreiberei zu stoppen! Wie sinnvoll
solche Aktionen sind, zeigen schon jetzt Arbeiter_innen in Belarus, Italien
oder Griechenland, die die Lieferung von Waffen verhindert haben, indem sie
s i c h  w e i g e r t e n ,  d i e s e  z u  l i e f e r n .  D i e  A b l e h n u n g  j e d e r
Klassenzusammenarbeit,  jeder  Unterstützung  der  Regierung  und  ihrer
militärischen und wirtschaftlichen Interessen ist nicht nur unerlässlich im
Kampf gegen den „eigenen“ Imperialismus, den Hauptfeind im eigenen Land.
Sie schafft zugleich auch die besten Voraussetzungen für den Aufbau einer
internationalen Antikriegsbewegung – insbesondere auch in Russland und in
der  Ukraine.  Wenn  sich  die  Lohnabhängige  und  wir  Jugendlichen  in



Deutschland  und  anderen
westlichen Ländern gegen die eigenen Regierung stellen, untergraben wir
auch  den  reaktionären  völkisch-nationalistischen  großrussischen
Nationalismus.

#LinkeMeToo:  Aus den Fehlern
lernen!
Jaqueline Katherina Singh, Infomail 1185, 18. April 2022

Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/04/18/linkemetoo-aus-den-fehlern-lernen/

Der SPIEGEL-Artikel „Entweder wir brechen das jetzt, oder die Partei bricht“
und  unzählige  Tweets  unter  dem  Hashtag  #LinkeMeToo  sorgen  für
Aufregung.  Es  wird  von  Missbrauchsvorfällen  berichtet  innerhalb  des
hessischen Landesverbandes der Linkspartei sowie der Linksjugend. Unter
den zehn Betroffenen, mit denen der SPIEGEL gesprochen hat, ist auch eine
Person, die zum Zeitpunkt der Vorfälle 2017/18 minderjährig war. Besonders
sticht dies heraus, da mehrere Betroffene sagen, dass führende Mitglieder
von den Vorfällen gewusst, aber nichts getan hätten – darunter auch Janine
Wissler,  aktuelle  Bundesvorsitzende  der  Linkspartei.  Ein  paar  Worte  zur
beginnenden Debatte.

Sexualisierte Gewalt in linken Strukturen
Zuerst  muss  klar  gesagt  werden:  Lasst  uns  bitte  nicht  schockiert  tun!
Sexismus und sexualisierte Gewalt sind niemals „das Problem der anderen“.
Sie sind Alltag in der gesamten Gesellschaft. Politik und linke Strukturen
bilden  keine  Ausnahme.  Sie  sind  keine  Inseln  der  Freiheit,  wo  alle
unbefangen  miteinander  leben  können.

https://onesolutionrevolution.de/linkemetoo-aus-den-fehlern-lernen/
https://onesolutionrevolution.de/linkemetoo-aus-den-fehlern-lernen/


Das ist auch logisch. Wir alle sind von der bürgerlichen Gesellschaft geprägt,
verinnerlichen  dementsprechend  Rollenbilder  sowie  Stereotype,  die  nicht
einfach  so  verschwinden.  Gerade  in  großen  Organisationen  sind
unterschiedliche Wissens- und Bewusstseinsstände normal, auch, weil neue
und neu  politisierte  Menschen  hinzukommen.  Entsetzt  zu  sein,  dass  „so
etwas überhaupt jemals passieren konnte“, ist Teil des Problems. Es geht
davon aus, dass es sichere Räume geben könne, aus denen ein für alle Mal
rückständige Ideen und Verhalten verbannt sein könnten. Das gibt es leider
nicht. Gleichzeitig sorgt diese Annahme auch dafür, dass gewaltausübende
Personen (Täter:innen) es leichter haben, sich aus der Anklage zu ziehen.
Denn wenn es so unglaublich, so unfassbar ist, dass Gewalt stattgefunden
hat, ist es auch leichter, Betroffenen nicht zu glauben, zu zweifeln und keine
Schritte zur Klärung einzuleiten.

Lasst uns deswegen sagen: Sexismus und sexualisierte Gewalt sind Probleme
der Gesellschaft und deswegen ist die Linke nicht frei davon. Das senkt die
Hemmschwelle für Betroffene, sich zu erkennen zu geben, und bricht mit der
Schweigekultur. Die Frage ist nicht, ob es die Übergriffe überhaupt gibt,
sondern welche Strukturen aufgebaut werden, um dagegen anzugehen.

Stellungnahmen und Konsequenzen
Der hessische Landesvorstand hat am 15. April eine kurze Stellungnahme
herausgegeben.  In  dieser  wird  davon  gesprochen,  dass  dieser  Ende
November 2021 Kenntnis erlangte und begonnen hat, auf allen Ebenen das
Geschehene  aufzuarbeiten.  Perspektivisch  sollen  Vertrauenspersonen
eingesetzt  sowie  ein  Workshop  zur  Sexismussensibilisierung  organisiert
werden. Im Statement der Bundespartei, ebenso vom 15. April,  wird klar
gemacht:  „Patriarchale  Machtstrukturen  finden  sich  überall  in  der
Gesellschaft.  DIE  LINKE  ist  davon  nicht  ausgenommen.“  Ebenso  wird
festgehalten, dass der Parteivorstand im Oktober 2021 die Vertrauensgruppe
innerhalb des Parteivorstandes gegründet hat, um Menschen, die innerhalb
der LINKEN Erfahrungen mit Sexismus, Übergriffen oder Diskriminierung
machen, beratend zur Seite zu stehen. Im SPIEGEL wird dies zwar erwähnt,
näher  beleuchtet  wird  die  Arbeitsweise  und  Zusammensetzung  dieses



Gremiums aber nicht. In den Fokus gestellt wird dafür ein Handout zu den
„Vorwürfen sexualisierter Gewalt“ – geschrieben von einem mutmaßlichen
Täter.

Es ist gut,  dass es die Schritte gegeben hat.  Der Kritikpunkt,  der intern
aufgearbeitet werden muss, lautet: Warum braucht es für die Einrichtung
solcher  Dinge  erst  den  öffentlichen  Druck  von  Betroffenen?  Welche
Annahmen hat es gegeben, dass diese nicht schon früher eingeleitet wurden?

Als Antwort auf die Artikel hat auch der Jugendverband einen offenen Brief
verfasst, den bisher 500 Mitglieder unterschrieben haben. In diesem werden
u. a. gefordert:

Transparente und lückenlose Aufklärung aller Vorfälle.
Verpflichtende Awarenessstrukturen, deren Mitglieder nicht in einem
Abhängigkeitsverhältnis zur Partei stehen oder Abgeordnete sind.
Verpflichtende Seminare zum Thema Awareness und Feminismus für
Funktionär:innen und Angestellte.
Finanzielle  Unterstützung  durch  DIE  LINKE für  alle  Betroffenen,
wenn sie juristische oder auch psychologische Beratung und Hilfe in
Anspruch nehmen.
Eine  Vertrauensperson  für  Mitarbeitende  von  Partei ,
Mandatsträger:innen  und  Fraktionen,  die  von  Sexismus,  verbalen
Übergriffen und sexualisierter Gewalt betroffen sind.

Dies  sind  unterstützenswerte  Forderungen.  Die  Aufarbeitung  scheint
begonnen zu haben und die Forderung nach Strukturen, die nicht in einem
Abhängigkeitsverhältnis  zu  Funktionen  stehen,  ist  enorm  wichtig.  Auf
weitere Punkte, die sinnvoll sein könnten, gehen wir im späteren Teil des
Artikels  ein.  Zuerst  wollen  wir  uns  jedoch  mit  einer  anderen  Frage
beschäftigen:

Rücktritt als Lösung?
Ebenso  wird  in  dem  offenen  Brief  auch  der  Rücktritt  aller  beteiligten
Personen gefordert – ob sie nun selber Täter:in sind oder die Taten anderer
gedeckt haben. Dazu soll  an der Stelle gesagt werden: Ein Wechsel  von



Personen  bedeutet  nicht  immer,  dass  der  Umgang  sich  verbessert  und
nachhaltige Strukturen geschaffen werden. Vielmehr kommt es auf Einsicht
an.  Damit  ist  nicht  gemeint,  dass  alle,  die  jetzt  aufschreien,  aus  dem
Schneider  sind.  Das  heißt:  Jene,  die  beiseite  treten,  die  offen  Fehler
eingestehen, jene, die den Raum für Aufklärung freimachen, sollten bedacht
werden – denn es ist ein Zeichen, mit den Strukturen brechen zu wollen. So
hat Janine Wissler selbst  eine Stellungnahme verfasst,  in der sie zu den
aufgeworfenen Fragen des SPIEGEL Stellung bezieht und klarmacht, dass sie
nicht wusste, dass es sich für die Betroffene um eine Grenzüberschreitung
gehandelt hat. Ob diese ausreichend ist oder nicht, sollte eine Kommission
entscheiden – nicht nur bei ihr, sondern allen, die involviert waren. Besagte
Kommission sollte aus FLINTA-Mitgliedern bestehen, die unabhängig vom
Parteiapparat sind und die verschiedenen politischen Strömungen der Partei
repräsentieren.  Auch  kann  so  verhindert  werden,  dass  solche  Fälle  für
politische Machtkämpfe um Posten benutzt werden können.
Aber Achtung: Das Problem bei Awarenessstrukturen und Meldestellen liegt
immer darin, dass diese nur so effektiv sind wie das Bewusstsein der Leute
dort selber.  Denn ein Problem, warum Diskriminierungen totgeschwiegen
werden und man auf soviel Widerstand bei der Aufklärung stößt, sind die
unklaren  Konsequenzen.  Wer  Angst  hat,  für  jeden  Fehler  abgestraft  zu
werden,  wird  das  Beste  versuchen,  diese  Fehler  unter  den  Teppich  zu
kehren, insbesondere wenn Einkommen und Karriere davon abhängig sind.
Das ist an der Stelle kein Appell für einen Freifahrtschein für Täter:innen
und jene, die sie schützen. Es ist ein Appell dafür, künftig mit den Konzepten
von Transformative Justice zu arbeiten, wo es Sinn macht.

Der  Kampf  für  Verbesserung  ist  ein
gesamtgesellschaftlicher
Viele Dinge müssen geschehen. Die Diskussion in DIE LINKE und [‚solid|
könnte so einen Beitrag leisten im Kampf gegen Sexismus und Gewalt in der
L i n k e n  u n d  i n  d e r  A r b e i t e r : i n n e n b e w e g u n g .  A b e r  w i e ?
Gesamtgesellschaftlich  brauchen  wir  einen  anderen  Umgang  mit
sexualisierter  Gewalt.  Zuerst  braucht  es  eine  politische  Kampagne,  die
konkrete Verbesserungen erkämpft. Forderungen, die dringend notwendig



sind:

1. Flächendeckende Meldestellen für sexuelle Gewalt!
Für flächendeckende Anlaufstellen zur Meldung von sexueller Gewalt, die
ebenso, wenn gewünscht, kostenlose psychologische Beratung anbieten. Dies
muss  damit  verbunden  werden,  dass  es  breite  Aufklärungskampagnen
bezüglich Gewalt an Frauen an Schulen, Universitäten und in Betrieben gibt.

2. Finanzielle Unterstützung für Betroffene!
Im  Falle  eines  konkreten  gerichtlichen  Prozesses  braucht  es  besondere
Unterstützung  für  die  Betroffenen.  Dabei  reden  wir  nicht  nur  von
psychologischer, sondern kostenloser Rechtsberatung und Übernahme der
Prozesskosten, unabhängig von dessen Ausgang. Darüber hinaus bedarf es
längerfristige Hilfeangebote für Betroffene von sexueller Gewalt, finanziert
durch den Staat. Solche Verfahren sind keine Kleinigkeit. Deswegen bedarf
es des Rechts auf mehr bezahlte Freistellung, zusätzliche Urlaubstage sowie
eine Mindestsicherung, angepasst an die Inflation! Dies ist notwendig, um
die  ökonomische  Grundsicherung  für  Betroffene  zu  gewährleisten,  ihnen
überhaupt die Möglichkeit zu geben, sich so einem aufreibenden Prozess zu
stellen.

3.  Öffentliche  Untersuchungen  und  Verfahren  unter
Kontrol le  der  Betroffenen  und  der
Arbeiter:innenbewegung!
Die ersten beiden Forderungen wären im Hier und Jetzt einfach umzusetzen.
Die  dritte  ist  nicht  so  einfach,  aber  die  substantiellste.  Solange  der
bürgerliche  Polizei-  und  Justizapparat  die  Untersuchungen  und
Rechtsprechung  beherrscht,  werden  Verbesserungen  immer  wieder  an
diesen  Strukturen  scheitern  oder  bestenfalls  auf  halbem  Wege
steckenbleiben.  Es  braucht  daher  vom  Staatsapparat  unabhängige
Untersuchungskommissionen  sowie  von  den  Betroffenen  gewählte
Richter:innen.  Diese  sollten  mehrheitlich  aus  Frauen  und  geschlechtlich
Unterdrückten zusammengesetzt sein.



Ebenso sollten sie für den Umgang mit Betroffenen von Gewalt sensibilisiert
und geschult worden sein. So kann man gewährleisten, dass Entscheidungen
hinterfragt werden und nicht abhängig von der männlichen Sozialisierung
der Richtenden und Untersuchenden sind. Im Zuge dessen könnte auch das
Sexualstrafrecht  überarbeitet  werden  und  festhalten,  dass  das
Konsensprinzip „Nur Ja heißt Ja“ eine sinnvolle Grundlage wäre. Warum?
Dies liegt dem Ansatz zu Grunde, dass Polizei und Staat zum einen kein
materielles  Interesse  an  der  Verfolgung  solcher  Vorwürfe  hegen.  Zum
anderen sind diese Formen wesentlich fortschrittlicher, als wenn jede/r für
sich alleine bestimmt, was richtig ist und nicht. Ausführlicher leiten wir das
i n  d i e s e m  A r t i k e l  h e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/03/17/kampf-gegen-sexuelle-gewalt-absei
ts-des-staates-gegen-oder-mit-ihm/

Und in linken Strukturen?
Der Kampf für so eine Kampagne ist essentiell. Denn linke Strukturen sind
aus sich heraus nicht nur meist zu schwach, dauerhafte und professionelle
Hilfe für Betroffene zu gewährleisten – was es diesen wiederum erschwert,
wieder in politischen Zusammenhängen aktiv zu werden. Sie können und
sollen  auch  keinen  Ersatz  die  Herstellung  allgemeiner  gesellschaftlicher
Rechte im Kampf gegen Unterdrückung bilden. Doch das heißt nicht, dass
man  bis  dahin  nichts  tun  kann.  Präventionsarbeit  durch  beispielsweise
regelmäßige Debatten über sexuellen Konsens sind ein Beispiel – unabhängig
davon,  ob  es  Übergriffe  gegeben  hat  oder  nicht.  Dabei  braucht  es  das
Verständnis,  insbesondere für männlich Sozialisierte,  dass ein Ausbleiben
eines Ja keine Zustimmung ist. Nur Ja heißt Ja und aktives Nachfragen ist
nicht nur nett, sondern notwendig. Zudem braucht es eine Sensibilisierung
für  den  Umgang  mit  Machtverhältnissen  wie  Alter,  Herkunft  oder  auch
Stellung in der eigenen Gruppe. Für weiblich sozialisierte Menschen macht
es Sinn, sich dessen bewusst(er) zu werden und zu lernen, wie die eigenen
Bedürfnisse artikuliert werden können. Darüber hinaus braucht es eigene
Treffen – Caucusse – für gesellschaftlich diskriminierte Gruppen, die sich
über  Missstände  innerhalb  von  linken  Strukturen  austauschen  und
Veränderungen  einfordern.

https://arbeiterinnenmacht.de/2022/03/17/kampf-gegen-sexuelle-gewalt-abseits-des-staates-gegen-oder-mit-ihm/
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/03/17/kampf-gegen-sexuelle-gewalt-abseits-des-staates-gegen-oder-mit-ihm/


DIE LINKE hat sicher Mist gebaut. Aber sie hat die Chance, ja die Pflicht,
ihre Politik zu ändern. Sie verfügt über die Ressourcen, eine Kampagne zu
starten, wie sie hier umrissen ist. Das würde nicht nur den Betroffenen am
ehesten gerecht werden. Es kann auch dafür sorgen, dass DIE LINKE mal
wieder  irgendeinen  ernstzunehmenden  Kampf  führt,  was  zur  Zeit  sicher
keine/r behaupten kann.

Sonntag  13.  März:  Gegen  die
Aufrüstung!  Nein  zum  Krieg!
Weder Putin noch NATO!
Klassenkämpferischer und antiimperialistischer Block zur Großkundgebung
in Berlin für Frieden und Solidarität für die Menschen in der Ukraine

Sonntag, 13.3. 11.45 Uhr Alexanderplatz
Treffpunkt: vor dem Cubix-Kino
Beim Treffpunkt der Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften

Seit  zwei  Wochen  dauert  der  Angriff  der  russischen  Streitkräfte  auf
ukrainische Städte und Dörfer an. Über 1,5 Millionen Menschen sind bereits
geflohen. Putins reaktionärer Krieg muss sofort gestoppt und die Truppen
zurückgezogen  werden.  Geflüchtete  benötigen  ein  volles  Einreise-,
Aufenthalts-  und  Arbeitsrecht,  ohne  jegliche  rassistische  Segregation.

Der Krieg ist  kein Krieg zwischen Diktatur und Demokratie,  sondern ein
Ringen um kapitalistische Einflusssphären. Die EU und die NATO sind kein
Ausweg! Die Länder Osteuropas dienen auch für die deutsche Industrie als
Niedriglohnländer  und  Absatzmärkte,  während  der  Internationale
Währungsfond die Ukraine zu Sparmaßnahmen und Privatisierungen zwingt.
Es braucht die internationale Solidarität der Arbeiter:innenbewegung, um

https://onesolutionrevolution.de/sonntag-13-maerz-gegen-die-aufruestung-nein-zum-krieg-weder-putin-noch-nato/
https://onesolutionrevolution.de/sonntag-13-maerz-gegen-die-aufruestung-nein-zum-krieg-weder-putin-noch-nato/
https://onesolutionrevolution.de/sonntag-13-maerz-gegen-die-aufruestung-nein-zum-krieg-weder-putin-noch-nato/
https://www.vernetzung.org/grossdemo-stoppt-den-krieg-12-maerz-2022-treffpunkt-der-vkg-berlin/


sich  überall  gegen  die  kriegerische  Eskalation,  Ausbeutung  und
Unterdrückung  zu  wehren.

Wir stellen uns deshalb nicht nur gegen Putins Einmarsch, sondern auch
gegen jede Intervention der NATO. Wir lehnen entschieden den neuen Kurs
der deutschen Außenpolitik ab, der eine massive Aufrüstung der Bundeswehr
und stärkere deutsche Beteiligung an internationalen Konflikten und Kriegen
bedeutet.

Wir begrüßen, dass die Gewerkschaften zu Mobilisierungen gegen den Krieg
aufrufen – wir lehnen jedoch scharf ab, dass sie sich hinter die Sanktionen
stellen,  die  letztlich  die  Lebensbedingungen  der  russischen  Bevölkerung
zerstören  und  zugleich  die  Gefahr  der  Eskalation  des  Kriegs  erhöhen.
Sanktionen sind kein friedliches Mittel, sondern nur eine andere Form der
Kriegsführung!

Als Gewerkschafter:innen und Linke sind wir ebenso der Meinung, dass wir
dem deutschen Militarismus nicht einmal den kleinen Finger geben dürfen:
Es  reicht  nicht  aus,  wie  es  der  DGB  tut,  die  Aufrüstung  „kritisch“  zu
beurteilen  –  wir  müssen  sie  auf  das  schärfste  ablehnen!  Nein  zum 100
Milliarden Euro Sonderhaushalt, nein zur Erhöhung der Militärausgaben auf
das NATO 2 Prozent Ziel!

Nichts Gutes kann für die Menschen in der Ukraine und für die Völker der
Welt kommen, wenn der deutsche Imperialismus aufrüstet. Deshalb brauchen
wir eine starke Kampagne gegen Krieg und Aufrüstung, die in den Betrieben,
Schulen  und  Unis  und  auf  der  Straße  eine  klassenkämpferische  und
antiimperialistische Antwort auf die Politik der Regierung und der Bosse
liefert.

Russische Truppen raus aus der Ukraine!
Schluss mit NATO-Kriegsvorbereitungen!
Keine Aufrüstung der Bundeswehr! Milliarden für die Pflege, Bildung
und Klima statt für Kriege!
Keine Waffenlieferungen oder Sanktionen von EU und USA!
Für die Aufnahme ALLER Geflüchteten!



Solidarität mit den Protesten in Russland gegen den Krieg!

Bisherige Unterzeichner:innen
Gruppe ArbeiterInnenmacht
MLPD Berlin
linksjugend [’solid] Nord-Berlin
REVOLUTION – kommunistische Jugendorganisation
Revolutionäre Internationalistische Organisation / Klasse Gegen Klasse
Revolutionär Sozialistische Organisation
Rot Feministische Jugend Berlin
SDS FU Berlin
Young Struggle Berlin

Wenn ihr auch unterschreiben wollt,  dann meldet euch bei Klasse Gegen
Klasse:
https://www.klassegegenklasse.org/sonntag-13-maerz-gegen-die-aufruestung-
nein-zum-krieg-weder-putin-noch-nato/

Streiks soweit das Auge reicht.
Warum sind sie gerade so wichtig und welche Ziele verfolgen sie?

von Flo Schwerdtfeger

In  letzter  Zeit  häufen  sich  die  Streiks  der  verschiedenen  Branchen  und
Gewerkschaften:  Die  Gewerkschaft  deutscher  Lokführer  (GdL),  das
Pflegepersonal  der  Charité  und  Vivantes  oder  die  Fahrer_Innen  des
Lieferdienstes Gorillas. Alle streikten für bessere Arbeitsbedingungen und
Löhne, aber auch für bessere gesundheitliche Sorge und Vorsorge für das
Personal.  Bei  Gorillas  wird  beklagt,  dass  man bei  Wind und Wetter  mit
teilweise reparaturbedürftigen Elektrorädern trotzdem Bestzeiten hinlegen
soll, ständig durch Ortung überwacht wird und das alles unter dem Druck

https://onesolutionrevolution.de/streiks-soweit-das-auge-reicht/


von beschissenen Arbeitsbedingungen. Das Krankenhauspersonal wurde in
den letzten anderthalb Jahren stärker verschleißt, als ohnehin schon und als
Dank  haben  wir  alle  mal  ein  paar  Tage  geklatscht.  Doch  was  sind  die
konkreten Forderungen der einzelnen Streiks?

Die Beschäftigten bei Vivantes fordern das sie mit an den Tarifvertrag des
öffentlichen  Dienstes  (TVöD)  angeschlossen  werden,  da  Teile  des
Pflegepersonals  diesem  nicht  unterliegen  und  so  bis  zu  900€
Gehaltsunterschied  entstehen  können.  Eine  weitere  Forderung  ist  der
sogenannte  Entlastungstarifvertrag.  Dieser  soll  bewirken,  dass  mehr
Personal  angestellt  wird,  um  so  die  generell  angespannte  Lage  in  den
Krankenhäusern entlasten zu können. Immerhin gibt es bereits seit Jahren
Personalmangel  in  der  Pflege,  der  sich  über  Corona  nochmal  verstärkt
sichtbar machte. Dafür begann am 7. September ein unbefristeter Streik.
Während der Streik in der Charité mittlerweile beigelegt ist, wird in den
Vivantes Krankenhäusern fortgeführt,  um eine Angleichung des Lohns zu
erkämpfen.
Die GdL stand nun mehrmals im befristeten Streik für einen Zeitraum von
mehreren  Tagen.  Dabei  forderten  sie  eine  einmalige  Corona-Prämie  von
600€, eine Lohnerhöhung von 3,2% über 28 Monate, sowie die Umsetzung
ihrer  betrieblichen  Rente,  die  ihnen  zugunsten  von  Bahn-Aktionär_Innen
gestrichen wurde.

Der Auslöser für die Streiks der Lieferfahrer bei Gorillas war die fristlose und
spontane Kündigung eines Kollegen. Gegen diese unsicheren und prekären
Arbeitsbedingungen und den fehlenden Kündigungsschutz, richtete sich nun
ihr Streik. Diese Streiks fanden aber mittlerweile auch ihr frühes Ende, da
die  coolen  hippen  Start-Up  Kapitalist-Innen  den  Streikenden  einfach
kündigten.

Streik auf der Straße, Uni-Klinik und Betrieb

Aber  warum  schreiben  wir  einen  Artikel  über  alle  Streiks,  die  gerade
stattfinden?
Nicht weil wir fix mal alle Themengebiete abdecken wollen, sondern weil wir
die Gemeinsamkeiten herausarbeiten wollen, die diese Streiks verbinden und



um damit zu zeigen, warum sie so wichtig sind. Diese liegen zum einen in der
aktuellen  gesellschaftlichen  Krise-  hiermit  ist  einerseits  die  Coronakrise
gemeint,  und  andererseits  auch  die  Wirtschaftskrise  und  die  Krise  im
Gesundheitssektor. Denn in deren Folge finden die Angriffe des Kapitals auf
Arbeiter_Innenrechte  verstärkt  statt,  und die  Arbeiter_Innen wehren sich
natürlich dagegen, dass man die Krisenlasten auf ihren Schultern abladen
will. Außerdem finden sich diese auch in den Forderungen. Denn neben den
wirtschaftlichen Forderungen nach besserer Bezahlung gibt es auch immer
wieder die Forderung danach, die Arbeiter_Innen nicht gesundheitlich zu
gefährden, denn die Pandemie ließ den Druck nochmal steigen. Neben den
Gefahren  die  quasi  schon  mit  kalkuliert  sind  von  ganz  „normalen“
Arbeitsunfällen,  kam nun noch das  Corona-Virus  hinzu,  sowohl  in  seiner
Re in form  a l s  Ans teckungsge fahr  für  Bahnpersona l  oder
Krankenpfleger_Innen, als auch in seinen gesellschaftlichen Auswüchsen, wie
z.B.  in  aggressiver Form von Corona-Leugner_Innen.  Bei  den Gorillas  ist
andererseits das Problem, dass ihr Firmenversprechen darin liegt, innerhalb
von 10 Minuten zu liefern. Das baut natürlich einen enormen Leistungsdruck
auf  die  Fahrer_Innen  auf,  da  sie  bei  schlechter  Performance  auch  ganz
einfach  gekündigt  werden  können,  aufgrund  der  schlechten
Anstellungsverhältnisse.

Während bei den Gorillas „wild“ gestreikt wird, sind die anderen Streiks in
ihre Tarifvereinbarungen eingebunden. Der wilde Streik bedeutet, dass die
Arbeiter_Innen dort keine eigene Gewerkschaft haben, bzw. der Passenden
nicht  angehören.  Das  war  letztendlich  auch  das  Fallstrick  für  die
Arbeiter_Innen: ein wilder Streik ist nicht zulässig, da nur Gewerkschaften
streiken dürfen und ein wilder Streik somit ein Kündigungsgrund ist.
Das Krankenhauspersonal unter Ver.Di und die Lokführer_Innen in der GdL
sind hingegen in die Tarifrunden eingebunden (obwohl die GdL aufgrund
ihrer Konkurrenzgewerkschaft der EVG immer etwas mehr kämpfen muss,
um verhandeln zu dürfen). Damit dürfen sie zwar streiken, aber nur wenn die
Tarifrunde ausgelaufen ist. Daher ist es verständlich das die Gewerkschaften,
wie im Falle der GdL, die Zeitabstände so gering wie möglich halten wollen.

Ein anderes Problem, welches alle Streiks gemein haben, ist, dass so gut wie



alle Personalchefs und Führungsetagen die Streikenden gegen die Kunden
ausspielen.  Die Menschen können nicht mit  der Bahn verreisen oder die
Krankenhäuser können ihre Patient_Innen nicht vernünftig versorgen. Die
Front soll somit nicht zwischen den Arbeiter_Innen und den sie ausbeutenden
Kapitalist_Innen  verlaufen,  sondern  zwischen  den  verschiedenen
Lohnabhängigen  selber.  Nicht  nur  sabotiert  man  so  die  Solidarität  der
Bevölkerung zu den Streikenden, sondern setzt letztere auch massiv unter
sozialen Druck, der über den Streik selber hinaus währt.

Es  gibt  neben  dem  wirtschaftlichen  Streik,  der  meist  auf  die  direkten
Arbeitsbedingungen abzielt, auch den politischen Streik, der sich in erster
Linie an die Politik im Ganzen richtet und nicht direkt die eigene berufliche
Problemlage fokussiert.  Zum Beispiel ist Fridays For Future, sofern denn
wirklich gestreikt wird, ein politischer Streik. Bekannter ist vielleicht noch
der Kapp-Putsch im Jahr 1920, der durch einen (politischen) Generalstreik
beendet wurde. Heute gilt der politische Streik in Deutschland als verboten,
obwohl er es nicht wirklich ist. Allerdings findet er auch nicht mehr statt.

Unsere Antwort auf eure Politik?

Dass dieser politische Streik nicht mehr stattfindet, ist ein großes Problem,
denn  er  wäre  bitter  nötig:  Egal  ob  Klimawandel,  Flucht  oder  eben  die
Corona-Pandemie.  Alle  Themen  haben  mehr  oder  wenige  direkte
Auswirkungen auf die Arbeit der Einzelnen, aber auch auf die Situation der
gesamten Arbeiter_Innenklasse. Wenn der Klimawandel die Ärmsten zuerst
trifft,  wird  ihnen  nicht  geholfen  werden  vom  Kapitalismus.  Wenn  diese
Menschen dann auch noch versuchen, davor zu fliehen, werden ihnen so
viele  Hürden  wie  möglich  errichtet.  Und  wie  nun  schon  öfter  erwähnt,
bedroht die Pandemie ebenso vorrangig die Arbeiter_Innenklasse,  sowohl
wirtschaftlich,  als  auch  gesundheitlich.  Wenn  diese  Probleme  bewältigt
werden sollen,  müssen die  Kämpfe  zusammengeführt  werden.  Besonders
wenn es im Kern auch um politische Themen geht, denn nur so kann der
Druck auf die Politik erhöht werden.

Außerdem müssen wir dafür sorgen, dass die Solidarität den Streikenden gilt
und nicht den ach so armen Kapitalist_Innen, wenn diese mal einige Tage



etwas weniger  Profit  einfahren.  Es  darf  nicht  sein,  dass  wir  gegenseitig
weiter unsere Ausbeutung hinnehmen und in Konkurrenz weiter zersplittern.

Wir stehen dabei in Solidarität mit den Streikenden und unterstützen sie bei
der  Erfüllung  ihrer  Forderungen.  Trotzdem  müssen  wir  die  Kämpfe
letztendlich  auch  gegen  ihre  Ursache  verbinden  den  Kapitalismus,  der
Flucht,  Klimawandel  und  Ausbeutung  erzeugt  und  immer  wieder
reproduziert. Lasst uns also solidarisch gemeinsam kämpfen, egal ob in der
Schule, Uni oder im Betrieb!

Deutsche  Wohnen  &  Co.
enteignen  –  Wie  muss  es  jetzt
weitergehen?
Dieser Artikel ist eine gekürzte Fassung. Den gesamten Text findet ihr unter:
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/10/04/volksentscheid-deutsche-wohnen-u
nd-co-enteignen-jetzt/

Von Tomasz Jaroslaw und Felix Ruga

Der Volksentscheid „Deutsche Wohnen & Co. Enteignen“ (DWe) war auch in
seiner dritten Phase ein voller Erfolg. 56,4 %, in absoluten Zahlen 1.034.709
Wahlberechtigte, stimmten beim Volksentscheid am 26. September mit Ja.
Eine Mehrheit für Enteignungen großer Wohnungskonzerne!

Der Erfolg ist umso bemerkenswerter, als er gegen die vielfältigen politisch
motivierten  Blockadeaktionen,  Halbwahrheiten  und  Irreführungen  des
bürgerlichen Staates, von Parteien und Medien, der Immobilienlobby und
auch der SPD-Führung und der Wohnungsgenossenschaften errungen wurde.

Mit  diesem  Ergebnis  ist  nun  der  Senat  beauftragt,  alle  erforderlichen
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Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  große  private  Immobilienkonzerne  auf
Grundlage des  Artikels  15 Grundgesetz  zu vergesellschaften.  Auch wenn
dieser Beschluss im Gegensatz zum Gesetzesvolksentscheid rechtlich nicht
bindend ist,  ist  der  politische Druck aufgrund dieses  klaren Ergebnisses
enorm. Schließlich hat die Initiative mehr Stimmen hinter sich vereinigt als
jede einzelne Partei oder jeder Zweiparteienblock.

Was wird der Senat tun?

Logisch ist, dass für CDU, FDP und AfD als rechte bürgerliche Parteien keine
Enteignungen  in  Frage  kommen.  Die  Linke  ist  klar  dafür,  die  Grünen
bezeichnen es als „letztes Mittel“. Franziska Giffey, Spitzenkandidatin und
zukünftige Bürgermeisterin Berlins von der SPD mit enger Verbindung zur
Immobilienwirtschaft, lehnt die Enteignung ab. Vor der Wahl definierte sie
dies noch als „rote Linie“. Jetzt verspricht sie, das demokratische Votum „zu
respektieren“, damit „verantwortungsvoll“ umzugehen. Sie sagt ferner „Aber
dieser Entwurf muss dann eben auch verfassungsrechtlich geprüft werden“.

Aus  diesen  Aussagen  wird  deutlich,  dass  der  überwältigende  Sieg  des
Volksentscheides die bisherigen Regierungspartien unter Druck setzt. Aber
klar ist auch, dass Giffey alles dafür tun wird, eine Umsetzung abzuwehren,
indem entweder gerichtlich festgestellt wird, dass diese unverhältnismäßig
ist  oder  Koalitionspartner_Innen  ausgesucht  werden,  mit  denen  jede
Gesetzesinitiative in diese Richtung im Keim erstickt  wird.  Dass sie ihre
Sondierungsteam nur mit Vertreter_Innen des rechten Parteiflügels besetzt,
zeigt schon ihr Abwenden von R2G. Der schwarze Peter wäre dann bequem
an  bürgerliche  Gerichte  oder  offen  ablehnende  bürgerliche  Parteien
weitergereicht. Die SPD wäre, jedenfalls Giffeys Kalkül zufolge, fein raus und
bräuchte selbst nicht eine Millionen Wähler_Innen zu betrügen.

Was ist zu tun?

Was wir nun brauchen, ist eine „vierte“ Phase, in der wir den Druck auf das
Abgeordnetenhaus bis  zur  erfolgreichen Umsetzung aufrechterhalten und
parallel die Mieter_Innenbewegung organisieren.

Denn viele haben für den Volksentscheid gestimmt, mit der Hoffnung, dass



ein Rot-Grün-Roter-Senat diesen Beschluss auch umsetzt. Wir lehnen eine
Koalition der Linkspartei mit den offen bürgerlichen Grünen ab. Sollte sie
jedoch  a ls  e inz ige  Unterstützer in  des  Volksentscheids  in
Koalitionsverhandlungen eintreten, so muss von ihr gefordert werden, die
Umsetzung dieser demokratischen Entscheidung zu einer Bedingung einer
Koalition  machen.  Selbst  darauf  sollte  sich  freilich  niemand  verlassen,
schließlich hat die Partei auch in den letzten Jahren die Blockadepolitik der
SPD-Senator_Innen  gegenüber  dem  Volksbegehren  im  Interesse  des
Koalitionsfriedens  geduldet.

DWe muss daher weiter massiv Druck auf die Abgeordneten ausüben, ohne
Wenn und Aber den Volksentscheid umzusetzen. Zugleich darf es sich darauf
keineswegs verlassen. Richtig erklärte Rouzbeh Taheri von DWe dazu: „Wir
akzeptieren weder Hinhaltestrategien noch Abfangversuche. Wir kennen alle
Tricks“. Natürlich bedeutet die Lage auch, dass eine Reihe von taktischen
Fragen erwogen werden muss, wie dieser Druck erhöht werden kann.

Klar ist also: Am 26. September haben wir einen wichtigen Teilsieg errungen.
Der Kampf muss jetzt weitergeführt, ja zugespitzt werden. Dazu schlagen wir
vor:

Die  Kiezteams  sollen  ihre  Arbeit  als  Rückgrat  der  Kampagne1.
fortsetzen,  Mieter_Innen im Stadtteil  organisieren und Keime der
zukünftigen  Mieter_Innenräte  nicht  erst  per  erhofftes
Vergesellschaftungsgesetz  von  oben,  sondern  in  der  kommenden
Phase von unten aufbauen.
Die  Vernetzung  mit  Betriebs-  und  Gewerkschaftskämpfen  wird2.
ausgebaut  und  DWe  bei  Treffen  von  Betriebsgruppe,  bei
Infoveranstaltungen  und  Vollversammlungen  eingeladen  und  für
Vergesel lschaftung  eintreten,  um  die  Grundlage  für
Massenmobilisierung  und  politische  Streiks  vorzubereiten.
In  Kooperation  mit  DWe,  Mieter_Inneninitiativen,  -verein  und  -3.
gewerkschaft müssen eine Auseinandersetzung zur Umwandlung der
Massenorganisationen der Mietenden der Stadt  geführt  und neue
aktive Mitglieder für diese gewonnen werden. Wenn in einem Haus,
Straßenzug oder Unternehmen ein ausreichender Organisationsgrad



erreicht  ist  (50%),  sind  kollektive  Mietboykotte  für  ein
Vergesellschaftungsgesetz  durchzuführen.  Warum  sollten  wir  den
Enteignungskandidat_Innen auch nur einen weiteren Cent zahlen?
Die gigantische Ausstrahlung von DWe birgt das Potenzial, für einen4.
bundesweiten Mietendeckel zu kämpfen. Wir brauchen daher eine
vorzugsweise  bundesweite  Aktionskonferenz,  die  sowohl  die
Perspektive aus dem Resultat des Volksentscheids diskutiert als auch
Maßnahmen zum Mietendeckel bestimmt.


